
Gericht oder ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege zur Verantwortung gezogen wird“.
Bevor eine Strafsache im beschleunigten Verfahren ver­
handelt wird, muß das Gericht also prüfen, ob in der 
konkreten Sache diese Ziele des sozialistischen Straf­
verfahrens durch ein beschleunigtes Verfahren in dem 
von den jeweiligen Besonderheiten des Falles bestimm­
ten Maße erfüllt werden können und wie dies zu ge­
währleisten ist.
Bereits aus dieser ersten notwendigen Prüfung ist er­
sichtlich, daß nicht — gewissermaßen automatisch — 
alle Strafverfahren, bei denen die in der StPO genann­
ten Voraussetzungen für ein beschleunigtes Verfahren 
vorliegen, in dieser Verfahrensart durchzuführen sind. 
Mit dem Vorliegen dieser Voraussetzungen allein ist 
noch nicht gesichert, daß die in § 2 Abs. 3 StPO ange­
führten Ziele des Strafverfahrens in dem jeweils mög­
lichen und notwendigen Maß durch das beschleunigte 
Verfahren erreicht werden können. So können z. B. in 
Strafsachen, in denen der Sachverhalt einfach und die 
sofortige Verhandlung möglich ist, besondere Fragen 
aus dem Bereich der Ursachen und Bedingungen der 
Straftat oder der Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte 
dazu führen, daß von einem beschleunigten Verfahren 
Abstand genommen wird.

Zur beschleunigten Feststellung
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Für die Entscheidung, ob eine formell geeignete Straf­
sache im beschleunigten Verfahren verhandelt werden 
soll, sind jedoch nicht allein die Ziele eines Strafver­
fahrens maßgeblich. Eine besondere, von der normalen 
in verschiedener Hinsicht abweichende Verfahrensart 
anzuwenden verlangt, daß sie auch durch besondere 
Umstände erforderlich ist. Das ist bei einem beschleu­
nigten Verfahren dann der Fall, wenn durch seine spe­
zifische Beschleunigung eine besonders positive Wir­
kung im Kampf gegen die Kriminalität und bei der 
Einwirkung auf den Täter erreicht werden soll und 
kann.
Die fehlerhafte Auffassung, daß bei Vorliegen der in 
der StPO genannten Voraussetzungen automatisch ein 
beschleunigtes Verfahren durchzuführen ist, wird mit­
unter gerade mit dem in § 2 Abs. 2 StPO enthaltenen 
Hinweis auf die beschleunigte Feststellung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit begründet. Dabei wird 
jedoch übersehen, daß sich diese Forderung auf jedes 
Strafverfahren bezieht und nicht von den Zielen des 
sozialistischen Strafprozesses getrennt werden darf. 
Wird die Forderung des Gesetzes auf beschleunigte 
Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit auf 
das beschleunigte Verfahren reduziert, so wirkt dies der 
insgesamt notwendigen konzentrierten und schnellen 
Beendigung der Strafverfahren entgegen. Dabei ent­
steht die Gefahr, daß notwendige andere, der Beschleu­
nigung dienende Maßnahmen vernachlässigt werden. 
Die Rechtspflegeorgane würden einseitig darauf orien­
tiert, alle Strafsachen, in denen die Voraussetzungen der 
§§257, 258 StPO gegeben sind, im beschleunigten Ver­
fahren zu verhandeln. Damit werden aber zugleich die 
Bedingungen für die zügige Durchführung auch der 
schwerwiegenden und komplizierten Verfahren negativ 
beeinflußt. Die sozialistische Gesellschaft ist jedoch 
daran interessiert, daß auch diese Strafverfahren schnell 
bearbeitet und abgeschlossen werden./l/
Mit der undifferenzierten Anwendung des beschleunig­
ten Verfahrens ist die Gefahr verbunden, daß die Ziele 
des sozialistischen Strafverfahrens nicht erreicht und 
Fehler zugelassen werden, die das Vertrauen der Be­
völkerung zu den Rechtspflegeorganen beeinträchtigen

flj Vgl. Toeplitz, „Höhere Wirksamkeit des Strafverfahrens in 
einfachen Strafsachen“, NJ 1971 S. 414 ff.

können. Solche Mängel hat z. B. das Bezirksgericht Halle 
in dem Urteil, vom 30. Dezember 1970 — 2 BSB 212/70 — 
(NJ 1971 S. 459 ff.) zu Recht gerügt und ihre Korrektur 
veranlaßt.
Einer generellen, undifferenzierten Anwendung des be­
schleunigten Verfahrens in allen dafür lediglich formell 
geeigneten Strafsachen steht auch die gesetzliche Rege­
lung des beschleunigten Verfahrens selbst entgegen. Zu­
nächst ist zu beachten, daß § 257 StPO als Kann-Bestim­
mung ausgestaltet ist. Außerdem verbietet es auch die 
Stelluijg des beschleunigten Verfahrens als einer be­
s o n d e r e n  Verfahrensart, diese für einen umfangrei­
chen und bedeutenden Teil aller Strafverfahren zum 
Normalfall zu machen.
Bei der Anwendung des beschleunigten Verfahrens ist 
u. a. auch die Stellung des Angeklagten im Strafverfah­
ren zu berücksichtigen. Ihm steht hier bekanntlich nicht 
die fünf Tage umfassende Ladungsfrist zu. Er erhält 
weder Anklageschrift noch Eröffnungsbeschluß. Daraus 
folgt, daß er sich nicht so auf die Hauptverhandlung 
vorbereiten kann, wie ihm das sonst möglich ist. Das 
hat zwar wegen der in §§ 257, 258 StPO aufgezählten 
Voraussetzungen, insbesondere des einfachen Sachver­
halts, des Geständnisses sowie des beschränkten Rah­
mens der möglichen Maßnahmen strafrechtlicher Ver­
antwortlichkeit, für die Rechte des Angeklagten keine 
erhöhte Bedeutung. Allerdings stellt ein beschleunigtes 
Verfahren auch an alle Beteiligten, vor allem aber an 
den in der Regel mit dem Gerichtsverfahren nicht oder 
wenig vertrauten Angeklagten, größere Anforderungen, 
und es können sich z. T. auch Probleme ergeben. Die im 
beschleunigten Verfahren in bestimmter Hinsicht modi­
fizierten Rechte des Angeklagten und seines Verteidi­
gers sprechen also ebenfalls für eine differenzierte An­
wendung.
B e y e r  gab im Hinblick auf die Wirksamkeit des Straf­
verfahrens zu bedenken, ob die Interpretation vom be­
schleunigten Verfahren als einem Strafverfahren mit 
Ausnahmecharakter noch Gültigkeit haben könne./2/ 
Zunächst seit dazu bemerkt, daß dieser Begriff weder 
im StPO-Lehrkommentar noch im Lehrmaterial der 
Humboldt-Universität verwandt wird./3/ Dieser Begriff 
könnte in der Tat zwei völlig falsche Assoziationen her- 
vorrufen: Zunächst hat das beschleunigte Verfahren 
nichts mit einer „Ausnahme“ im Sinne einer Ausnahme­
gerichtsbarkeit zu tun. Zum anderen würde der Begriff 
„Ausnahme“ darauf orientieren, daß das beschleunigte 
Verfahren nur tin einem bestimmten Mengenverhältnis 
zu den anderen Strafverfahren angewandt werden 
dürfte. Damit würde aber eine formelle, subjektiv völ­
lig unterschiedlich interpretierbare Betrachtungsweise 
zur Richtschnur dafür erhoben werden, wann im be­
schleunigten Verfahren verhandelt werden soll. Sollte 
Beyer allerdings meinen, daß das beschleunigte Verfah­
ren nicht ausnahmsweise, sondern in der Regel immer 
anzuwenden sei, wenn die Voraussetzungen- der §§ 257, 
258 StPO vorliegen, wäre ihm aus den bereits dargeleg­
ten Gesichtspunkten nicht beizupflichten. 
Untersuchungen haben ergeben, daß das beschleunigte 
Verfahren in den einzelnen Kreisen nach wie vor zah­
lenmäßig sehr unterschiedlich angewandt wird./4/ Die 
Zahl der beschleunigten Verfahren ist nicht nur im Ver­
hältnis der Kreise zueinander unterschiedlich, sondern 
sie verändert sich auch in verschiedenen Zeiträumen 
innerhalb eines Kreises, und zwar je nach der Entwick­
lung der Kriminalität. Soweit in diesem Zusammenhang
/2/ Vgl. Beyer, „Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksam­
keit des Strafverfahrens“, NJ 1971 S. 288.
/3/ Vgl. StPO-Lehrkommentar, Berlin 1968, S. 294 ff.; Straf­
prozeßrecht der I>DR, Lehrmaterial der Humboldt-Universität, 
Berlin 1969, S. 234 ff.
/4/ Auf diesen Umstand wurde bereits vor mehreren Jahren 
hingewiesen, vgl. Keil, „Zur Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens“, NJ 1968 S. 400 ff.
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